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Benutzung bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge 
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- Sachstandsbericht

Einleitung

1. Die Kommission hat den oben genannten Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen 

Parlaments und des Rates am 8. Juli 2008 angenommen; Ziel des Vorschlags ist es, die Mit-

gliedstaaten zu einer differenzierten Gebührenerhebung zu bewegen, um die Wirksamkeit und 

die Umweltleistung des Güterkraftverkehrs zu verbessern. Nach diesem Vorschlag soll das 

Gebührensystem so angepasst werden, dass die Mitgliedstaaten die Straßenbenutzungs-

gebühren abhängig von den durch den Güterkraftverkehr verursachten externen Kosten in 

Bezug auf Luftverschmutzung, Lärmbelastung und Staus berechnen und variieren können, 

indem das Nutzerprinzip ("Nutzer zahlt") und das Verursacherprinzip ("Verschmutzer zahlt") 

eingeführt werden.



16636/08 mp/RSZ/bl 2
DG C III DE

Beratungen in den Ratsgremien

2. Die Gruppe "Landverkehr" hat den oben genannten Richtlinienentwurf in mehreren Sitzungen 

geprüft. Die Anhänge des Vorschlags, die sehr technische Bestimmungen enthalten, wurden 

zudem in einer von der Kommission einberufenen Expertensitzung erörtert, bevor sie von der 

Arbeitsgruppe geprüft wurden. Darüber hinaus wurde auch die zugehörige Folgenabschätzung 

von der Arbeitsgruppe eingehend geprüft.

3. Angesichts der Komplexität des Dossiers und der Tatsache, dass die Delegationen die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen Maßnahmen sorgfältig bewerten müssen, sind noch zahl-

reiche Fragen zu klären. Der französische Vorsitz hat daher einen Kompromissvorschlag aus-

gearbeitet, der die wesentlichen politischen Aspekte vereint, um die Beratungen wieder auf-

nehmen zu können. Trotzdem erklärten auf der Tagung des AStV vom 4. Dezember 2008 

mehrere Delegationen, die zwar die großen Anstrengungen des Vorsitzes und die bei diesem 

Dossier erzielten Fortschritte würdigten, dass sie nicht in der Lage seien, auf der Tagung des 

Rates (Verkehr, Telekommunikation und Energie) am 8./9. Dezember 2008 eine allgemeine 

Ausrichtung zu diesem Vorschlag mitzutragen.

4. Infolgedessen hat der Vorsitz im Anschluss an die Gespräche auf der AStV-Tagung vom 

4. Dezember 2008 beschlossen, dem Rat (Verkehr, Telekommunikation und Energie) auf des-

sen Tagung am 8./9. Dezember 2008 einen Sachstandbericht zu diesem Dossier vorzulegen.

Sachstand

5. Im Anschluss an die eingehenden Beratungen im Rahmen der Gruppe hat der französische 

Vorsitz mehrere Bestimmungen des Kommissionsvorschlags geändert, um die Forderungen 

der Delegationen zu berücksichtigen, woraufhin über die meisten Artikel ein breiter Konsens

erzielt werden konnte. Dieser Konsens erstreckt sich insbesondere auf folgende Punkte:

- die Begriffsbestimmungen (Artikel 1);

- die Benutzungsgebührensätze, insbesondere das Verhältnis zwischen Tages-, Wochen-, 

Monats- und Jahresgebühren (Artikel 7a); 
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- eine Gebührendifferenzierung, die mehr Flexibilität bei der Differenzierung der Infra-

strukturgebühr je nach Staubildung zulässt (Artikel 7f Absatz 3 Buchstabe c);

- die Genehmigung der Anwendung eines jeden Konzepts für die Internalisierung exter-

ner Kosten durch Entscheidung der Kommission (Artikel 7g Absatz 4);

- bei den Ermäßigungen die Möglichkeit, für Häufignutzer Ermäßigungen der Infra-

strukturgebühr vorzusehen (Artikel 7h);

- die Aufforderung an die Mitgliedstaaten, die elektronischen Mautsysteme für die Inter-

nalisierung der externen Kosten zu nutzen (Artikel 7i Absatz 4);

- den freiwilligen Charakter der Richtlinie (Artikel 7 Absatz 1).

Trotzdem sind wichtige Fragen im Zusammenhang mit dem Vorschlag weiterhin offen; sie 

sind im Folgenden aufgelistet.

Offene Fragen

· Rechtsgrundlage

Obwohl der Juristische Dienst des Rates schriftlich die Wahl der Rechtsgrundlage (Artikel 71 

EGV) bestätigt hat, haben einige Delegationen erklärt, dass diese Rechtsgrundlage für sie nur 

schwer annehmbar ist1. Diese Delegationen sind der Auffassung, dass angesichts des steuer-

lichen Charakters einiger Bestimmungen des Vorschlags auch Artikel 93 EGV als Rechts-

grundlage genannt werden müsste.

  
1 Dok. 15554/08 + COR 1.
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· Anwendungsbereich (Artikel 7)

Nach dem Kommissionsvorschlag sollte der Anwendungsbereich der geltenden Richtlinie 

über das transeuropäische Netz (TEN-T) hinaus ausgedehnt werden, damit das nationale 

Straßennetz insgesamt erfasst wird. Der Kompromissvorschlag des Vorsitzes lehnt sich eng 

an die geltende Richtlinie an: Der Anwendungsbereich erfasst Strecken des TEN-T, aber auch 

Strecken, auf denen der internationale Güterkraftverkehr einen erheblichen Anteil am Ver-

kehrsaufkommen hat. Der Kompromissvorschlag wahrt auch den Geist der geltenden Richt-

linie, indem es den Mitgliedstaaten gestattet wird, auf Straßen in städtischen Gebieten speziell 

zur Verringerung der Staubildung oder zur Bekämpfung von Umweltauswirkungen konzi-

pierte Gebühren zu erheben.

Mehrere Delegationen erhalten hierzu einen Vorbehalt aufrecht. Einige Delegationen halten 

es für besser, an der einschlägigen Bestimmung der geltenden Richtlinie festzuhalten. Andere 

Delegationen hingegen befürworten den Vorschlag der Kommission.

· Externe Kosten und insbesondere Staubildung (Artikel 7 b Absatz 2)

Das Prinzip der Internalisierung der externen Kosten des Güterkraftverkehrs, insbesondere in 

Bezug auf Luftverschmutzung und Lärmbelastung, wurde weitgehend akzeptiert. 

Nach dem vom Vorsitz vorgeschlagenen Rahmen bleibt es den Mitgliedstaaten freigestellt zu 

entscheiden, ob Gebühren für externe Kosten erhoben werden oder nicht. Um jedoch im Bin-

nenmarkt jegliche Diskriminierung bei der Erhebung dieser Gebühren – insbesondere im Hin-

blick auf die durch Staus verursachten Kosten – zu verhindern, werden in dem neuen Kom-

promissvorschlag des Vorsitzes Regeln festgelegt, die sicherstellen sollen, dass die Internali-

sierung der durch Staus verursachten Kosten nicht dazu genutzt wird, zusätzliche Einnahmen 

zu erzielen, ohne dass der Güterkraftverkehr davon profitiert; vielmehr soll ein Instrument 

geschaffen werden, das strikten Regeln unterliegt und dazu beiträgt, ein nachhaltiges Ver-

kehrssystem zu entwickeln. In dem Kompromissvorschlag ist insbesondere Folgendes vorge-

sehen:



16636/08 mp/RSZ/bl 5
DG C III DE

- die Ausarbeitung eines Aktionsplans mit Maßnahmen zur Verringerung der Staubildung 

auf den betreffenden Steckenabschnitten, d.h. Verringerung des Verkehrsaufkommens 

oder Bau neuer Infrastrukturen; der Plan enthält auch eine Kostenschätzung und einen 

Durchführungszeitplan (Artikel 7b Absatz 2 und Artikel 7c Absatz 4);

- die regelmäßige Evaluierung der Fortschritte bei der Verringerung der Staubildung und 

bei der Verbesserung der Kapazität der Infrastrukturen auf den betreffenden Strecken-

abschnitten durch den jeweiligen Mitgliedstaat (Artikel 7b Absatz 2);

- die Anerkennung des Grundsatzes, dass eine Staugebühr nur dann erhoben werden darf, 

wenn sie keine offensichtliche Ungleichbehandlung zwischen gewerblichem Verkehr 

und anderen Straßennutzern bewirkt (Artikel 7b Absatz 2);

- die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Staugebühren auf den betreffenden Strecken-

abschnitten wieder abzuschaffen, wenn die ergriffenen Maßnahmen letztendlich nicht 

zu einer Verringerung der Staubildung geführt haben (Artikel 7b Absatz 2);

- die Pflicht, eine förmliche Genehmigung der Kommission einzuholen, bevor ein derarti-

ges System eingeführt wird (Artikel 7g Absatz 4). 

Als Teil des vorgeschlagenen Kompromisses schlägt der Vorsitz auch eine Senkung der 

Höchstbeträge für die Staugebühr vor (Anhang IIIb).

Mehrere Delegationen äußerten Vorbehalte zur Internalisierung der durch Staus verursachten 

externen Kosten, da dies erhebliche Kosten aufwerfen oder eine mögliche Diskriminierung 

gegenüber anderen Straßennutzern zur Folge haben könnte. Einige Delegationen verwiesen 

auf ihre geographische Randlage, um ihre ablehnende Haltung gegenüber der Einbeziehung 

von Staukosten in die anlastbaren externen Kosten zu begründen. Zwei Delegationen schlugen 

indes vor, den Vorschlag der Kommission dahin gehend zu erweitern, dass weitere externe 

Kosten einbezogen werden.
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· Zweckbindung von Gebühreneinnahmen (Artikel 7c Absatz 4)

Im Kommissionsvorschlag war vorgesehen, dass die Einnahmen aus einer Gebühr für externe 

Kosten für verschiedene Maßnahmen verwendet werden müssen, die zur Nachhaltigkeit des 

Verkehrs beitragen. Angesichts der Vorbehalte mehrerer Mitgliedstaaten schlägt der Vorsitz 

vor, diese Verpflichtung zu streichen und durch eine einfache Aufforderung zu ersetzen. 

Gleichwohl erhalten einige Delegationen ihre Vorbehalte zu diesem Punkt aufrecht und 

machen dafür im Wesentlichen rechtliche oder politische Gründe geltend.

· Verfahren zur Berechnung der externen Kosten (Anhänge IIIa und IIIb)

Um ein einwandfreies Funktionieren des Binnenmarktes zu gewährleisten, hat die Kommis-

sion gemeinsame Gebührengrundsätze, Berechnungsmethoden und Werte je Einheit externer 

Kosten auf der Grundlage anerkannter wissenschaftlicher Methoden vorgeschlagen.

Entsprechend den Anliegen der Mitgliedstaaten hat der Vorsitz den Text klarer gefasst, so 

dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, ihre eigene Berechnungsformel zu verwen-

den, wobei die berechneten Werte jedoch die in einem entsprechenden Anhang (Anhang IIIb) 

eindeutig angegebenen Obergrenzen einhalten müssen. Außerdem ist im Kompromiss des 

Vorsitzes vorgesehen, dass allein die Berechnungsformeln der Anhänge im Wege des Aus-

schussverfahrens geändert werden können; die Höchstbeträge der Gebühren für externe Kos-

ten können nur im Rahmen der Mitentscheidung geändert werden (Artikel 9b).

Mehrere Delegationen haben Alternativvorschläge vorgelegt, um für mehr Flexibilität zu sor-

gen, und Vorbehalte zu den Vorschlägen des Vorsitzes geäußert. Diese Delegationen halten es 

insbesondere für wünschenswert, dass die Auswirkungen der Anwendung der genannten 

Berechnungsformeln vor allem in wirtschaftlicher Hinsicht eingehend bewertet werden kön-

nen. Außerdem wiesen einige Delegationen darauf hin, dass ihre Länder nicht über die zur 

Anwendung der Berechnungsmethoden erforderlichen technologischen Mittel verfügten. Aus 

allen diesen Gründen benötigten sie mehr Zeit und seien derzeit nicht in der Lage, den vom 

Vorsitz unterbreiteten Kompromissvorschlägen zuzustimmen.
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· Sonstige Fragen

Die Vorbereitungsgremien des Rates hatten noch nicht die Gelegenheit, alle Erwägungs-

gründe des Vorschlags zu prüfen. Bislang hat die Gruppe lediglich die direkt mit bestimmten 

Artikeln des Vorschlags verknüpften Erwägungsgründe im Einzelnen geprüft. Andere, weni-

ger wichtige Fragen oder Prüfungsvorbehalte zu anderen Bestimmungen des Richtlinien-

entwurfs stehen weiterhin im Raum und müssten geklärt bzw. zurückgezogen werden, bevor 

der Rat eine allgemeine Ausrichtung zu dem Vorschlag festlegen kann. 

Fazit

6. Der Vorsitz bittet den Rat, diesen Sachstandsbericht zu prüfen. 

_________________


